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 UVG-Verfahren (Massgebender Lohn) 

 
 
Für die Ermittlung des hypothetischen Valideneinkommens ist relevant, was zum massge-
benden Lohn gemäss Art. 5 AHVG zu zählen ist. Der massgebende Lohn umfasst insbeson-
dere auch Naturalleistungen und Unkostenentschädigungen, soweit diese einen wesentli-
chen Bestandteil des Arbeitsentgeltes darstellen.  
 
 
Erwägungen: 

I. 

 

1. A. erlitt am 17. September 2013 einen Unfall. (…) 

 
2. Mit Verfügung vom 4. August 2017 sprach die Suva A. eine Invalidenrente von 40 % 

ab 1. August 2017 zu, was einer monatlichen Rente von Fr. 2'508.15 entspricht. Wei-

ter verfügte sie eine Integritätsentschädigung von Fr. 15'750.00 bei einer Integritäts-

einbusse von 12.5 . 

 

3. Am 28. August 2017 erhob A. Einsprache gegen die Verfügung und beantragte eine 

monatliche Rente von Fr. 2'947.05, basierend auf einem Invaliditätsgrad von 47 %. Er 

macht geltend, dass bei der Berechnung des Valideneinkommens verschiedene Fak-

toren nicht berücksichtigt worden seien, wie die private Nutzung des Geschäftsautos, 

die auf Betriebskosten eingenommenen Mittagessen sowie die Fixspesen. Die Be-

rechnung des Invalideneinkommens, der Rentenbeginn per 1. August 2017 sowie die 

Berechnung der Integritätsentschädigung hat A. nicht gerügt. 

 

4. Mit Entscheid vom 2. April 2019 wies die Suva die Einsprache ab. In der Begründung 

führt sie aus, dass bei der Ermittlung des Valideneinkommens sich die Frage stelle, 

was der Versicherte mit dem Beweisgrad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit 

ohne Unfall verdienen würde. Zum Geschäftsauto habe sie am 2. Mai 2018 ein Ge-

spräch mit dem Geschäftsführer der B. AG geführt. Gemäss dem am 2. Mai 2018 er-

stellten Bericht dürften die Fahrzeuge der B. AG nicht für private Zwecke verwendet 

werden. Nur schon aufgrund dieser Auskunft könne die Nutzung eines Firmenfahr-

zeuges der B. AG nicht als zusätzlicher Lohnbestandteil bei der Eruierung des Vali-

deneinkommens von A. mitberücksichtigt werden. Im Weiteren sei festzuhalten, dass 

in den Akten die definitive Veranlagung der Steuerverwaltung Appenzell Innerrhoden 

für das Steuerjahr 2013 von A. aufliege. Ebenfalls aktenkundig sei die Steuererklä-

rung von A. für das Jahr 2016. Während nun in der definitiven Veranlagung des Steu-

erjahres 2013 ein Abzug für Motorrad/Auto von Fr. 5‘704.00 aufgeführt werde, werde 

in der Steuererklärung 2016 die Benutzung eines Geschäftsfahrzeuges von A. mit ei-

nem Wert in der Höhe von Fr. 4'600.00 angegeben. Aufgrund dieses Widerspruchs 

könne auch nicht mit dem im Sozialversicherungsrecht erforderlichen Beweisgrad der 

überwiegenden Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass die Nutzung eines 

Firmenfahrzeuges der B. AG bei der Ermittlung des Validenlohnes von A. mitberück-

sichtigt werden müsse. Betreffend Verpflegung werde in ihrem Bericht vom 2. Mai 

2018 festgehalten, dass A. ein bis zwei Mal pro Woche bei ihnen gegessen habe. Die 



 

 2 - 7 

Frau von Herrn C. habe gekocht. Für das Essen habe Frau D. keine Entschädigung 

erhalten oder etwas von der Firma verlangt. A. habe einfach mitgegessen. In diesen 

ein bis zwei Mal pro Woche sei manchmal auch eine Bratwurst geholt worden und 

über die Firma abgerechnet worden. In der Rubrik «Einschätzung» des Berichts sei 

geschrieben, dass eine Berücksichtigung bei der Leistungsabrechnung gerechtfertigt 

wäre, wenn sie bei der Steuer deklariert worden sei. Ansonsten habe A. bei der 

Steuer bestätigt, dass er keine geldwerten Leistungen erhalten habe. A. könne sie 

dann auch nicht geltend machen. Werfe man nun einen Blick in die Veranlagung für 

das Jahr 2013 und die Steuerklärung für das Jahr 2016, sei ersichtlich, dass keine 

«Verpflegungen» als geldwerte Leistungen aufgeführt worden seien. Deshalb sei 

auch keine entsprechende Berücksichtigung beim Validenlohn vorzunehmen. Betref-

fend Fixspesen sei festzuhalten, dass in der Veranlagung 2013 und der Steuererklä-

rung 2016 keine Fixspesen aufgeführt worden seien. Sie seien deshalb beim Validen-

lohn nicht mit zu berücksichtigen. 

 

5. Gegen diesen Einspracheentscheid erhob der Rechtsvertreter von A. (folgend: Be-

schwerdeführer) am 10. Mai 2019 Beschwerde beim Kantonsgericht Appenzell I.Rh., 

Abteilung Verwaltungsgericht, und stellte das Rechtsbegehren, den Einspracheent-

scheid aufzuheben sowie A. ab dem 1. August 2017 eine Rente von Fr. 2'947.05, ba-

sierend auf einem Invaliditätsgrad von 47 %, auszurichten. Eventualiter sei die Streit-

sache für weitere Abklärungen an die Vorinstanz zurückzuweisen. 

 

6. Die Suva (folgend: Beschwerdegegnerin) beantragte in ihrer Beschwerdeantwort vom 

11. Juli 2019 die Abweisung der Beschwerde. 

 

(…) 

 

III.  
 

1. 

1.1. Der Beschwerdeführer macht im Wesentlichen geltend, dass der massgebende Lohn 

sich nach Art. 5 Abs. 2 AHVG und Art. 7 AHVV in Verbindung mit Art. 22 Abs. 2 UVV 

bestimme. Die steuerrechtliche Behandlung von Lohnbestandteilen könne deren 

Qualität nicht beweisen. Entscheidend sei im vorliegenden Fall, ob dem Beschwerde-

führer der Beweis, dass es sich bei einer Leistung um einen Lohnbestandteil handle, 

mit überwiegender Wahrscheinlichkeit gelinge. Dem Beschwerdeführer sei im Übri-

gen durchaus bewusst, dass sich seine Betrachtungsweise steuerlich auswirken 

könne, wenn sie von der Beschwerdegegnerin anerkannt werde. Im Einspracheent-

scheid werde entgegen den Ausführungen in der Einsprache behauptet, der Be-

schwerdeführer dürfe die Fahrzeuge seiner Arbeitgeberin nicht für private Zwecke 

nutzen. Die Vorinstanz habe sich damit in Widerspruch zur Auskunft des Firmeninha-

bers gesetzt, der dem Case Manager gegenüber das Gegenteil beteuert habe. Nicht 

privat genutzt werden dürfen einzig Lieferwagen wie der Brückenwagen, den der Fir-

meninhaber dem Kundenberater der Beschwerdegegnerin gegenüber erwähnt habe. 

Hier gehe es nicht um solche Lieferwagen, sondern aktuell um den Personenwagen, 

der dem Beschwerdeführer zur Verfügung gestellt worden sei und den er, entspre-

chend der Aussage des Firmeninhabers, privat nutzen dürfe. Vorgesehen sei, dass 
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der Personenwagen im Herbst durch ein anderes Fahrzeug ersetzt werde. Der Be-

schwerdeführer habe früher nicht gewusst, dass er die private Nutzung hätte versteu-

ern müssen. Erst die Änderung des Formulars zu den Berufskosten im Jahr 2016 

habe ihm dies bewusst gemacht. Dies sei der Grund dafür gewesen, dass er damals 

die Autobenützung zum ersten Mal angegeben habe. Der Ansatz gemäss Steuerer-

klärung 2016 von Fr. 4'600.00 sei von der Vorinstanz anerkannt. Vom Firmeninhaber 

sei auch die Angabe des Beschwerdeführers in der Einsprache ausdrücklich bestätigt 

worden, wonach entweder die Frau des Chefs koche oder Essen über die Gasse auf 

Geschäftskosten besorgt werde. Die Aussagen vom Firmeninhaber gegenüber dem 

Kundenberater seien etwas weniger genau, liessen sich aber durch das Genervtsein 

über die vom Beschwerdeführer mit seiner Einsprache verursachten Ermittlungen der 

Beschwerdegegnerin erklären. Es verhalte sich jedenfalls so, dass der Beschwerde-

führer nie für das Mittagessen zu zahlen gehabt habe. Die regelmässige Ausrichtung 

einer Leistung stelle offensichtlich einen Lohnbestandteil dar und sei demzufolge bei 

der Ermittlung des Valideneinkommens zu berücksichtigen. Zu korrigieren sei einzig 

der anrechenbare Betrag: Der Wert eines Mittagessens belaufe sich nicht auf 

Fr. 15.00, wie in der Einsprache gestützt auf das Betreibungsrecht geltend gemacht 

wurde, sondern auf Fr. 10.00. Dementsprechend reduziere sich der anzurechnende 

Betrag um Fr. 1'150.00 auf Fr. 2'300.00 und das Valideneinkommen von 

Fr. 103'593.00 auf Fr. 102'443.00. Der lnvaliditätsgrad betrage folglich 46,84 %, auf-

gerundet 47 %. Die Beschwerdegegnerin stelle betreffend Fixspesen einzig darauf 

ab, dass der Beschwerdeführer die Fixspesen nicht in der Steuererklärung aufgeführt 

habe. Unabhängig davon, ob solche Spesen in der Steuererklärung anzugeben 

seien, stelle sich einzig die Frage, ob die Spesen ein Äquivalent zum tatsächlichen, 

arbeitsbezogenen Aufwand darstellen würden oder nicht. Sie seien deshalb mit dem 

Betrag von Fr. 4'200.00 bei der Bemessung des Valideneinkommens zu berücksichti-

gen. 

 

1.2. Die Beschwerdegegnerin erwidert im Wesentlichen, dass bei der Ermittlung des hy-

pothetischen Valideneinkommens mithin nur relevant sein könne, was grundsätzlich 

zum massgeblichen Lohn gemäss AHVG zu zählen wäre. Umstritten sei, ob der Ver-

sicherte im Gesundheitsfalle ein Geschäftsauto zu privaten Zwecken habe nutzen 

dürfen und dieser Mehrwert als massgebender Lohn gemäss AHVG zu gelten habe. 

Nachdem der Geschäftsführer der Arbeitgeberin, anlässlich des Telefons vom 

18. Dezember 2017 verschiedene Angaben gemacht habe, seien noch weitere Abklä-

rungen getätigt worden. So sei der Geschäftsführer am 2. Mai 2018 nochmals explizit 

zu einer allfälligen privaten Nutzung der Geschäftsautos befragt worden. Dabei habe 

er präzisierend angegeben, dass der Versicherte im Zeitpunkt des Unfalls einen 

Ducato Brückenwagen gefahren habe. Er sei mit dem Fahrzeug zu 90% von zu 

Hause zum Magazin gefahren. Er sei aber auch direkt auf die Baustelle oder zu ei-

nem Lieferanten gefahren. Beim Magazin hätten sie nicht genügend Parkplätze für 

die Lieferwagen. Weiter habe der Geschäftsführer klargestellt, dass die Fahrzeuge 

nicht für private Zwecke genutzt werden dürften. Zudem gehe aus der definitiven 

Steuererklärung 2013 hervor, dass ein Abzug für Motorrad/Auto von Fr. 5'704.00 vor-

genommen worden sei und keine private Nutzung eines Geschäftsautos versteuert 

worden sei. Ebenso gehe aus den Lohnkonti bzw. Lohnabrechnungen aus den Jah-

ren 2012 und 2013 kein Pauschalbetrag oder ähnliches hinsichtlich eines Natural-

lohns wegen privater Nutzung eines Geschäftsautos hervor. Dies belege, dass keine 

private Nutzung des Geschäftsautos vorgesehen gewesen sei. Offensichtlich seien 
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auf der behaupteten privaten Nutzung des Geschäftswagens auch keine AHV-Bei-

träge ausgerichtet worden. Es würden keine schriftlichen Unterlagen in den Akten lie-

gen, die belegen, dass in den Jahren vor oder auch nach dem Unfall das Geschäfts-

auto regelmässig privat genutzt worden sei und darauf auch tatsächlich AHV oder 

Steuern abgerechnet worden seien. Offensichtlich sei keine derartige private Nutzung 

des Geschäftsautos im Sinne einer Lohnnebenleistung vereinbart gewesen. Daran 

ändere auch der Hinweis in der Beschwerde auf die Steuerveranlagung 2016 nichts. 

Daraus gehe lediglich hervor, dass einmalig eine Benützung des Geschäftsfahrzeugs 

als übrige Einkünfte deklariert worden sei. Daraus könne nicht geschlossen werden, 

dass der Versicherte im Gesundheitsfalle regelmässig ein Geschäftsauto zu privaten 

Zwecken hätte nutzen können. Da hinsichtlich der bestrittenen Berücksichtigung der 

Verpflegung keine neuen Einwände vorgebracht worden seien, werde diesbezüglich 

vollumfänglich auf die Ausführungen im Einsprache-Entscheid verwiesen. Aktenkun-

dig sei nicht erstellt, dass die strittigen Fixkosten als Entschädigung für die Fahrten 

vom Wohn- zum Arbeitsort und für die übliche Verpflegung am Wohnort oder Arbeits-

ort ausgerichtet worden seien. Auch den Akten sei nirgends ein Hinweis zu entneh-

men, dass in diesen Fixspesen ein versteckter Lohn enthalten sein soll. Fakt sei viel-

mehr, dass auf den Fixspesen keine AHV-Beiträge abgerechnet würden, was klar aus 

den Lohnabrechnungen hervorgehe. Offensichtlich seien sie daher von der AHV auch 

nicht als Lohnbestandteil deklariert worden. 

 

2. Für die Bestimmung des Invaliditätsgrades wird gemäss Art. 16 ATSG das Erwerbs-

einkommen, das die versicherte Person nach Eintritt der Invalidität und nach Durch-

führung der medizinischen Behandlung und allfälliger Eingliederungsmassnahmen 

durch eine ihr zumutbare Tätigkeit bei ausgeglichener Arbeitsmarktlage erzielen 

könnte, in Beziehung gesetzt zum Erwerbseinkommen, das sie erzielen könnte, wenn 

sie nicht invalid geworden wäre. Bei der Ermittlung des zuletzt erzielten Erwerbsein-

kommens sind sämtliche Erwerbseinkommen (auch etwa Nebeneinkünfte oder regel-

mässig geleistete Überstunden), für welche eine AHV-Beitragspflicht besteht, zu be-

rücksichtigen (vgl. Kieser, ATSG-Kommentar, 3. Auflage, 2015, Art. 16 N 28). Mithin 

kann bei der Ermittlung des hypothetischen Valideneinkommens nur relevant sein, 

was grundsätzlich zum massgebenden Lohn gemäss AHVG zu zählen wäre (vgl. Ur-

teil des Bundesgerichts 8C_465/2009 vom 12. Februar 2010, E. 2.1). Gemäss Art. 5 

AHVG gilt als massgebender Lohn jedes Entgelt für in unselbständiger Stellung auf 

bestimmte oder unbestimmte Zeit geleistete Arbeit. Der massgebende Lohn umfasst 

auch Teuerungs- und andere Lohnzulagen, Provisionen, Gratifikationen, Naturalleis-

tungen, Ferien- und Feiertagsentschädigungen und ähnliche Bezüge, ferner Trinkgel-

der, soweit diese einen wesentlichen Bestandteil des Arbeitsentgeltes darstellen.  

 

3. Zwischen den Parteien ist strittig, ob die private Benützung des Geschäftswagens, 

die Verpflegung durch den Arbeitgeber am Arbeitsort sowie die Fixspesen von 

Fr. 350.00 zum massgebenden Lohn gemäss Art. 5 AHVG und demnach zum Vali-

deneinkommen gehören oder nicht.  

 

3.1. Die Beschwerdegegnerin beruft sich im Wesentlichen darauf, dass die drei Positionen 

Geschäftswagen, Verpflegung und Fixspesen entweder bei der Steuererklärung nicht 

als Einkünfte deklariert gewesen und/oder vom Arbeitgeber darauf keine AHV-/IV-

Beiträge entrichtet worden seien.  
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 Der massgebende Lohn bestimmt sich nach Art. 5 AHVG. Dabei kommt es nicht auf 

die Auffassung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer an. Es steht ihnen nicht frei, ob sie 

etwas der AHV-Pflicht unterstellen wollen oder nicht. Vielmehr definiert das Gesetz, 

was zum massgebenden Lohn gehört und was nicht. Somit ist nicht in erster Linie 

zentral, was der Beschwerdeführer in der Steuererklärung deklariert und/oder der Ar-

beitgeber sozialversicherungsrechtlich abgerechnet hat, sondern die Qualifikation ist 

aufgrund der tatsächlichen Verhältnisse zu beurteilen. Dabei kann die Deklaration in 

der Steuererklärung und die AHV-Deklaration des Arbeitgebers ein Indiz bei der Qua-

lifikation sein, nicht aber einzig und alleiniges Kriterium. 

 

3.2.1. Zum Begriff des massgebenden Lohns hat das Bundesamt für Sozialversicherungen 

eine Wegleitung (folgend: WML) herausgegeben. Gemäss Rz. 2067 gehören regel-

mässige Naturalleistungen zum massgebenden Lohn. Als Naturaleinkommen gilt un-

ter anderem das Überlassen des Geschäftswagens zu privaten Zwecken (Rz. 2078 

WML). Die private Nutzung des Geschäftswagens wird von der Ausgleichskasse 

gleich bewertet wie von den Steuerbehörden (Rz. 2079 WML). Gemäss Wegleitung 

zum Ausfüllen des Lohnausweises bzw. der Rentenbescheinigung (Formular 11) der 

Schweizerischen Steuerkonferenz und der Eidgenössischen Steuerverwaltung ist der 

Wert anzugeben, der dem Arbeitnehmer durch die private Nutzung des Geschäftswa-

gen zufliesst (Rz. 21). Übernimmt der Arbeitgeber sämtliche Kosten und hat der Ar-

beitnehmer lediglich die Benzinkosten für grössere Privatfahrten am Wochenenden 

oder in den Ferien zu bezahlen, so beträgt der zu deklarierende Betrag pro Monat 

0.8 % des Kaufpreises, inkl. sämtlichen Sonderausstattungen (Rz. 21).  

 

3.2.2. Der Beschwerdeführer macht geltend, dass er das Geschäftsauto stets privat nutzen 

durfte. Dies hat der Arbeitgeber gemäss Telefonat vom 18. Dezember 2017 gegen-

über der Beschwerdegegnerin bestätigt. Gemäss Telefonnotiz hat der Arbeitgeber 

ausgeführt, dass es zutreffe, dass der Beschwerdeführer ein Geschäftsauto habe und 

dass er es auch zu privaten Zwecken nutzen dürfe. Selbstverständlich lege der damit 

den Arbeitsweg zurück, aber eben auch private Fahrten. Für die Fahrten in die Ferien 

wäre es aber nicht gedacht. Diese Regelung bestünde seit Jahren und sei nirgends 

schriftlich festgehalten. Am 2. Mai 2018 kam es zu einem weiteren Telefonat der Be-

schwerdegegnerin mit dem Arbeitgeber. Dabei hat der Geschäftsführer ausgeführt, 

dass der Beschwerdeführer im Zeitpunkt des Unfall einen Brückenwagen gefahren 

habe. Er sei mit dem Fahrzeug zu 90% von zu Hause zum Magazin gefahren. Die 

Fahrzeuge würden nicht zu privaten Zwecken verwendet werden. Die erste Auskunft 

des Arbeitgebers belegt klar, dass das Geschäftsfahrzeug für den privaten Gebrauch 

zur Verfügung stand. Die zweite Auskunft erscheint im Zusammenhang mit dem Lie-

ferwagen getätigt worden zu sein, welcher der Beschwerdeführer am Tag des Unfalls 

gefahren hatte. Da der Arbeitgeber ausdrücklich bestätigt hat, dass das Geschäfts-

fahrzeug seit vielen Jahren vom Beschwerdeführer genutzt werden kann, gehört der 

Privatanteil zum massgebenden Lohn gemäss Art. 5 AHVG. Wie hoch dieser aufzu-

rechnende Privatanteil ist, lässt sich aufgrund der vorliegenden Unterlagen nicht be-

stimmen. Insbesondere fehlen Angaben zum Kaufpreis des Fahrzeugs. Die Be-

schwerdegegnerin hat diesbezüglich weitere Abklärungen zu tätigen und den Lohn-

anteil zu bestimmen. 
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3.3.1. Gemäss Art. 11 AHVV werden Verpflegung und Unterkunft der Arbeitnehmer im Be-

trieb mit Fr. 33.00 bewertet. Gewährt der Arbeitgeber nicht volle Verpflegung und Un-

terkunft, so beträgt der Ansatz für ein Mittagessen Fr. 10.00.  

 

3.3.2. Der Beschwerdeführer macht geltend, dass am Mittag jeweils die Frau des Chefs ge-

kocht habe oder Essen über die Gasse auf Geschäftskosten besorgt worden sei. Ge-

mäss erster Auskunft des Geschäftsführers habe seine Frau ein bis zwei Mal pro Wo-

che für gewisse Leute, darunter der Beschwerdeführer, gekocht. Dafür hätten die Mit-

arbeiter nichts bezahlen müssen. Wenn sie nicht gekocht habe, hätten die Leute An-

spruch auf Take away-Essen auf Geschäftskosten gehabt. Bei der zweiten Auskunft 

bestätigte der Arbeitgeber, dass der Beschwerdeführer ein bis zwei Mal bei ihnen ge-

gessen habe und ergänzte, dass in diesen ein bis zwei Mal auch eine Bratwurst ge-

holt und über die Firma abgerechnet worden sei. Aufgrund dieser Aussagen ist er-

sichtlich, dass der Beschwerdeführer regelmässig vom Arbeitgeber Verpflegung im 

Betrieb erhalten resp. vergütet bekommen hatte. Allerdings ist unklar, ob er die ganze 

Woche auf Geschäftskosten Verpflegung erhalten hatte oder ob sich der Bezug von 

Take-away-Essen nur dann ergab, wenn die Frau des Geschäftsführers nicht gekocht 

hatte, also wenige Male pro Woche. Das effektive Ausmass der Verpflegung durch 

den Arbeitgeber im Betrieb ist deshalb durch die Beschwerdegegnerin abzuklären 

und anschliessend zum Ansatz von Fr. 10.00 pro Mittagessen aufzurechnen. 

 

3.4.1. Unkosten sind Auslagen, die dem Arbeitnehmer bei der Ausführung seiner Arbeiten 

entstehen. Unkostenentschädigungen gehören nicht zum massgebenden Lohn. 

Keine Unkostenentschädigungen sind regelmässige Entschädigungen für die Fahrt 

des Arbeitnehmers vom Wohnort zum gewöhnlichen Arbeitsort sowie für die übliche 

Verpflegung am Wohnort oder am gewöhnlichen Arbeitsort; sie gehören grundsätzlich 

zum massgebenden Lohn (Art. 9 AHVV). Unkosten entstehen erst dann, wenn der 

Arbeitnehmer infolge seiner beruflichen Tätigkeit zu vermehrten Ausgaben gezwun-

gen wird (vgl. Kieser, Alters- und Hinterlassenenversicherung, 3. Auflage, 2012, Art. 5 

N 174). Die Anerkennung von Unkosten durch die Steuerbehörden ist für die Aus-

gleichskassen nicht verbindlich (Rz. 3011 WML). Ist es nicht möglich, die effektiven 

Unkosten zu belegen und liegt kein von der zuständigen Steuerbehörde genehmigtes 

Spesenreglement vor, ist der Pauschalbetrag, der im Lohnausweis für die Steuerer-

klärung angegeben ist, als Unkostenersatz zu berücksichtigen, sofern dieser nicht of-

fensichtlich übersetzt ist (Rz. 3013 WML). 

 

3.4.2. Der Beschwerdeführer hat monatliche Pauschalspesen von Fr. 350.00 erhalten. Wo-

für diese genau ausgerichtet wurden, ergibt sich aus den Akten der Beschwerdegeg-

nerin nicht. Den beiden telefonischen Nachfragen beim Arbeitgeber ist diesbezüglich 

nichts zu entnehmen. Der Beschwerdeführer hat gegenüber der Beschwerdegegnerin 

ausgeführt, dass er sämtliche Auslagen als sogenannte „Spesen mit Beleg“ abrech-

nen könne und er auch im Zusammenhang mit dem Geschäftsfahrzeug keinerlei Aus-

gaben habe, da Service, Reparaturen, Tankbezüge und Waschanlage-Kosten über 

Spesen mit Beleg abgerechnet würden. Es ist aufgrund der Akten nicht klar, wofür die 

Pauschalspesen effektiv ausgerichtet wurden. Aufgrund fehlender Anhaltspunkte sind 

Abklärungen zu tätigen. Sollten den Pauschalspesen tatsächlich keine Unkosten ge-

genüberstehen, da diese bereits über „Spesen mit Beleg“ abgerechnet wurden, wä-

ren die Spesen beim massgebenden Lohn ganz oder teilweise aufzurechnen.  
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4. Zusammenfassend kommt das Gericht zum Schluss, dass bei den drei umstrittenen 

Positionen durchaus Lohnbestandteile enthalten sein könnten. Die Auskunft des Ar-

beitgebers legt nahe, dass es sich (zumindest teilweise) um massgebenden Lohn ge-

mäss Art. 5 AHVG handelt. Der genaue Umfang ist von der Beschwerdegegnerin ab-

zuklären, weshalb die Angelegenheit gemäss Art. 26 Abs. 2 VerwGG zurückgewiesen 

wird. 

 

(…) 
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